
   

Parlamentssitzung 11. November 2013 Traktandum 9 

Verein Kinderbetreuung Region Köniz (kibe) – Untersuchung zur Verbandsaufsicht der 

Gemeinde Köniz über den Verein und zur Dienstaufsicht innerhalb der Gemeinde  

Kenntnisnahme; Geschäftsprüfungskommission 

Bericht und Antrag der Geschäftsprüfungskommission (GPK) an das Parlament 

Vorgeschichte/Ausgangslage 

Seit 2004 bietet der Verein Kinderbetreuung Region Köniz Leistungen im Bereich der familien-

externen Kinderbetreuung (Kindertagestätten, Tageseltern) an, welche durch die Gemeinde 

abgegolten werden. Im Jahr 2007 wurde die Zusammenarbeit mit der Gemeinde in einem Leis-

tungsvertrag geregelt. Dieser erlaubt der „kibe“ auf eigene Rechnung und eigenes Risiko wei-

tergehende Leistungen ausserhalb dieser Leistungsvereinbarung anzubieten. 2008 erstellte 

kibe private Angebote: Weiterbildung für Tageseltern anderer Gemeinden. 2009 wurden die 

privaten Angebote deutlich ausgebaut: private Plätze in „kibe“-eigenen KITAS, Aufgabenhilfe, 

zentrale Küche mit Mahlzeitenausliefe¬ung an die dezentralen KITAS sowie Ferienbetreuung. 

Bereits 2009 wurde von der Gemeinde festgestellt, dass die privaten Angebote 2008 nicht kor-

rekt abgerechnet worden waren: Die Ausgaben wurden der Betriebsrechnung für die abzugel-

tenden (subventionierten) Angebote der Tagesstätten und der Kindertagesbetreuung angelas-

tet, die Einnahmen jedoch der Vereinsrechnung gut geschrieben.  

Ab 2009 wurden die Kosten der Geschäftsstelle, die sowohl für den subventionierten Bereich 

wie auch für die privaten Angebote zuständig war, nicht korrekt auf die KITAS, auf die Tages-

pflege, auf die privaten Angebote, sowie auf die Vereinstätigkeit umgelegt. Damit ergab sich 

aus fehlerhaften Abgrenzungen sowie aus der falschen Umlage ein Betrag von insgesamt von 

ca. Fr. 218‘250.00, welcher nachweislich zu Lasten der Gemeinde und zu Gunsten der privaten 

Angebote eingesetzt wurde. Davon sind Fr. 158‘800.00 in den Jahren 2009 bis 2011 unkorrekt 

dem subventionierten Bereich belastet worden. 2009 verlangte die Gemeinde von der „kibe“ 

eine Leistungserfassung der Geschäftsstelle. Diese wurde jedoch erst 2011 erstellt. Eine rück-

wirkende Anpassung der Umlage zeigt daraufhin, dass der Gemeinde weitere knapp Fr. 

60‘000.00 allein für das Jahr 2011 zusteht. Für die Jahre 2009 und 2010 stehen keine Leis-

tungserfassungen zur Verfügung, so dass die genauen Auswirkungen nicht berechnet werden 

können. Man muss davon ausgehen, dass diese sich in derselben Grössenordnung befinden 

(Fr. 50‘000.00 bis Fr. 60‘000.00 pro Jahr). 
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In den Jahren 2010 und 2011 häuften sich Klagen ehemaliger Mitarbeitenden über die Führung 

durch die Geschäftsstelle. Gleichzeitig begannen Kundinnen und Kunden sich über den Um-

gangston der Geschäftsleitenden zu beschweren. Letzteres wurde auch an der  Parlamentssit-

zung vom 19.3.2012 thematisiert. 

Eine Interpellation vom 14.11.2011 befasste sich zudem mit der Vergabepraxis der KITA-

Plätze. Der Gemeinderat stellte bei der Beantwortung des Vorstosses fest, dass er die Proble-

matik von Interessenskonflikten erkannt hätte und nach Lösungen suchen würde. 

Auf Grund der Zunahme der erwähnten Klagen erstellte die Direktion Bildung und Soziales 

(DBS) einen Lagebericht zur familienexternen Kinderbetreuung, welcher mit der Leitung der 

„kibe“ besprochen worden ist. Darauf führte die DBS ein erweitertes Controlling durch, dessen 

Bericht dem Gemeinderat zugestellt wurde und später auf Verlangen auch der GPK. Dank des 

erweiterten Controllings wurden gemäss mündlicher Aussage der Abteilungsvertretung vom 22. 

Mai 2013 per Zufall die oben erwähnten Fehlbeträge entdeckt. 

 

Die GPK beschloss, auf Grund offener Fragen zum Umgangston der Geschäftsleitung „kibe“ 

sowie zu den fehlerhaften Abgrenzungen und falschen Umlagen eine vertiefte Klärung der Auf-

sicht von Gemeinderat und Direktion Bildung und Soziales durchzuführen. Ein Ausschuss wur-

de bei der Erarbeitung der Fragestellung und der ersten Sichtung der gemeinderätlichen Ant-

worten von der Firma service public AG, Bern in Zusammenarbeit mit Martin Buchli, Rechtsan-

walt, Recht & Governance, Bern, unterstützt. 

Nach Abschluss der Untersuchung beschloss die GPK, dem Parlament eine Kurzfassung des 

Berichts zur Kenntnis zu bringen. 

Bericht der GPK - Kurzfassung 

1. Feststellungen 

 Der Gemeinderat hat die Antworten zu den Fragen der GPK fristgerecht eingereicht. 

Sie sind ausführlich und in der Regel aufschlussreich. Sie wurden mit umfangreichen 

Beilagen dokumentiert. Diese können beim Parlamentssekretariat eingesehen werden. 

Am 27. Mai hat der GPK-Ausschuss mit dem Vorsteher der DBS und dem für die „kibe“ 

zuständigen Sachbearbeiter des Dienstzweiges Jugend, Alter und Integration einige 

Punkte noch näher besprochen. Dem Gemeinderat und der Verwaltung sei an dieser 

Stelle für ihre Kooperation herzlich gedankt.  

 Der Auftrag an die „kibe“ beruht auf einem „Konzept Kinderbetreuung Köniz“ vom 30. 

November 2005 (inkl. diversen Anhängen), das mit der „kibe“ zusammen ausgearbeitet 

worden ist. Dieses Konzept regelt namentlich den Steuerung- und Planungsprozess 

sowie den Rechnungs- und Controlling Prozess im Einzelnen. Das Controlling fand 

jährlich auf Grund einer Checkliste statt. Nach Bedarf wurden weitere Steuerungsge-

spräche geführt. Nach Einschätzung der service public AG wurde die „kibe“ eng beglei-

tet und kaum anders behandelt als eine Dienststelle innerhalb der Gemeindeverwal-
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tung. Aus juristischer Sicht fragt sich die service public AG, ob die Gemeinde gestützt 

auf die Leistungsvereinbarung vom 2.2. 2007 tatsächlich berechtigt war, derart detail-

lierte Vorgaben zu machen. Aus politischer Sicht muss das Vorgehen – insbesondere 

expost vor dem Hintergrund der aufgedeckten Unregelmässigkeiten – aber als opportun 

bezeichnet werden.  

 Anlässlich einer Detailprüfung der Rechnung 2008 wurde die im Kapitel Ausgangslage 

erwähnte unkorrekte Abrechnung festgestellt und die der Gemeinde zu gute stehenden 

Beträge zurückgefordert. Daraufhin erstellte die DBS genaue Vorgaben, wie die Kosten 

der Geschäftsstelle auf die verschiedenen Bereiche der Rechnung aufzuschlüsseln 

sind. Das war angezeigt, da der Verein im Jahr 2009 das private Angebot deutlich aus-

baute. Die DBS sah für die Rechnung 2009 vorerst intern eine weitere Detailprüfung zur 

Kontrolle der Verbuchungen und Umlagen vor. Dies wurde dem Verein auch angekün-

digt. Es wurde jedoch nach Gesprächen mit der Vereinsleitung auf eine detaillierte Prü-

fung durch die Gemeinde verzichtet und stattdessen der Vereinspräsident beauftragt, 

zu prüfen, ob alle Aufwände richtig auf die verschiedenen Kostenstellen verbucht und 

umgelegt worden sind. Per Zufall ist man dann beim erweiterten Controlling 2012 auf 

die falsche Verbuchungen und Umlagen zulasten der Gemeinde in der Höhe von Fr. 

218‘250.00 gestossen. In den Augen der GPK wurde dem Vereinspräsidenten zu gros-

ses Vertrauen geschenkt. Er versprach, selber die Missstände in der Geschäftsführung 

bei der Verbuchung der Aufwendungen zu überprüfen und in Ordnung zu bringen. Dies 

stellte sich im Nachhinein als Fehlentscheid heraus. Fr. 158‘800.29 wurde von der „ki-

be“ Ende Juni 2013 auf Verlangen des Gemeinderates zurückerstattet. Die Finanzkon-

trolle prüft zurzeit, ob noch weitere ca. Fr. 60‘000.00 zurückgefordert werden könnten.  

 Die qualitativen Vorgaben wurden von der DBS nicht systematisch überprüft. Die DBS 

bestätigte im Gespräch mit dem GPK-Ausschuss, dass die Qualitätskontrolle an die Be-

treiber der KITAS delegiert wurde. Damit übergab die Gemeinde dem Auftragnehmer 

(„kibe“) die Aufsicht über sich selbst. Die DBS beschränkte sich darauf, Rückmeldungen 

von Kunden entgegenzunehmen, welche sporadisch eingingen. Da es neben den er-

wähnten Reklamationen auch etliche positive Rückmeldungen gab, sah die DBS keinen 

Anlass, die qualitative Leistungserbringung anders zu überprüfen. Schriftlich definierte 

Abläufe bei der Behandlung von Kundenreklamationen existieren nicht. Zur Entlastung 

der DBS ist zu vermerken, dass das ASIV wenig Vorgaben zur Qualität macht und sich 

diese nur auf strukturelle Kriterien beschränken. Ebenfalls positiv zu vermerken ist, 

dass 2007 eine Kundenbefragung gemacht wurde, deren Resultate zu keiner Beunru-

higung Anlass gab. Auf deren für 2012 vorgesehene Wiederholung wurde dann aber 

auf Grund der speziellen Situation verzichtet.  

 Nach Einschätzung der DBS ist nicht mehr feststellbar, ob die falschen Verbuchungen 

bewusst vorgenommen worden sind oder ob sie auf eine Überforderung der Vereinsor-

gane zurückzuführen sind.  
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 Die GPK stellt fest, dass die DBS bei privaten KITAs Plätze eingekauft und die kibe mit 

der Vermittlung der Kinder betraut hat. Da die kibe selber Kindertagesplätze anbot, wa-

ren Interessenkonflikte nicht auszuschliessen. 

2. Empfehlungen an den Gemeinderat 

1. Aufsicht der Gemeinde über externe Leistungserbringer  

 Die GPK empfiehlt dem Gemeinderat, das Auslagern von Aufgaben an externe 

Leistungserbringer nach einem möglichst einheitlichen System zu gestalten. Der 

Auftrag an externe Auftragnehmer sollte nebst finanziellen und organisatorischen, 

auch messbare Vorgaben bezüglich der Qualität der zu erbringenden Leistung ent-

halten. Dabei hält sich die Gemeinde konsequent aus dem operativen Geschäft her-

aus und konzentriert sich stattdessen auf einige wenige, jedoch strategisch relevan-

te Messgrössen. Der Qualitätssicherung und –entwicklung der ausgelagerten Auf-

gabe ist dabei besondere Beachtung zu schenken. Das Einhalten der Vorgaben 

(Sollwerte) ist im Rahmen eines klar definierten Controlling-Konzepts zu überprü-

fen. Sowohl der Inhalt der Vorgaben (Preis und Qualität) als auch das Überprüfen 

und Steuern der Einhaltung (Controlling) sollte bei der externen Leistungserbrin-

gung möglichst einheitlich gehandhabt werden. Dies erleichtert die Aufgabe der 

Überwachung der ausgelagerten Aufgaben. Damit können auch Fehlentscheide, 

wie sie bei der Aufsicht über den Verein "kibe" gefällt wurden, vermieden werden.  

 Die GPK empfiehlt dem Gemeinderat zu prüfen, ob er für das Überwachen der ex-

ternen Leistungserbringung eine speziell ausgebildete Person (Controller) einsetzen 

will. Diese wäre bereits bei der Definition der Vorgaben beteiligt. Allenfalls ist dieses 

Know-how in der gemeindeinternen Finanzkontrolle bereits vorhanden oder könnte 

dort angesiedelt werden. 

2. Dienstaufsicht innerhalb der Gemeinde  

Auch bei der gemeindeinternen Aufsicht empfiehlt sich ein einheitliches System über alle 

Hierarchiestufen. Das Controlling-Konzept sollte folgende Fragen beantworten:  

 Was wird durch Controlling bearbeitet (Aufgaben)?  

 Wie wird die Controlling-Funktion ausgeführt (Instrumente)?  

 Wer übt die Controlling-Funktion aus (Organisation)?  

 In welcher Periodizität wird das Controlling durchgeführt (Zeitrahmen)? 

Daraus wäre erkennbar, welche Stellen, in welcher Periodizität mit welchen Instrumen-

ten Controlling Aufgaben ausüben. In der Hierarchie an oberster Stelle des Überwa-

chens und Steuerns sind der Departements Vorsteher und der Gesamtgemeinderat. Sie 

sind stufengerecht in regelmässigen Abständen über die Einhaltung aller Leistungsver-

einbarungen mit Externen zu informieren. Auf dieser Ebene konzentriert sich die Be-
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richterstattung auf Bereiche, wo infolge des Nichteinhaltens der Vorgaben Handlungs-

bedarf besteht. 

3. Kundenreklamationen 

Die GPK empfiehlt der Gemeinde die Abläufe bei Kundenreklamationen zu regeln. 

Ebenso, wie die Bearbeitung der Reklamationen dokumentiert wird. 

4. Vergabe von Kita-Plätzen 

Die GPK empfiehlt, die Vergabe von Kita-Plätzen in Zukunft an eine externe unabhängi-

ge Stelle zu übertragen, die selber keine Betreuungsplätze betreibt. 

5. Rahmenbedingungen für Anbieter von Kita-Plätzen 

Nach einer angemessenen Übergangsfrist sollen die Rahmenbedingungen für alle An-

bieter von Kita-Plätzen angeglichen werden. Die Gemeinde macht die notwendigen Vor-

gaben für das Angebot, so dass alle Anbieter dieselbe Ausgangslage haben: z.B. Vor-

gaben ASIV, bezüglich Betreuungsschlüssel (Anzahl Betreuungspersonen pro Kind), 

Verhältnis ausgebildetes zu nicht ausgebildetes Fachpersonal, Anzahl Praktikant/-innen 

pro Kind, max. mögliche Elternbeiträge, etc. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 

Lohnstruktur des Personals (Gemeinde- oder Nichtgemeinde-Angestellte) und die Miet-

kosten je nach Quartier variieren können. 

Stellungnahme des Gemeinderats zum Bericht der GPK 

Die GPK hat dem Gemeinderat den Bericht und die vorliegende Kurzfassung zur Stellungnah-

me unterbreitet. Mit Schreiben vom 19.9.2013 nimmt der Gemeinderat zum Bericht der GPK 

Stellung und reicht am 9.10.2013 seine Stellungnahme zur vorliegenden Kurzfassung des Be-

richts nach. 

Finanzen 

Für die externe Begleitung des Untersuchungsprozesses bewilligte die GPK einen Kredit von 

Fr. 9‘720.00 zu Lasten Konto 1000.317.30. 

Antrag 

Die Geschäftsprüfungskommission beantragt dem Parlament, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Das Parlament nimmt den Bericht der GPK zur Kenntnis. 

 

Köniz, 12. August 2013 

 

Die Geschäftsprüfungskommission 

Beilagen 

1. Stellungnahme des Gemeinderats vom 9.10.2013 












